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Zum Weltbiodiversitätstag 22.05.2025: 

 
Analyse der luxemburgischen Landwirtschaftspolitik: wo bleibt die 
Verantwortung für die Biodiversitätskrise? 

 

„Nicht das Verstummen der Insekten, 
sondern das Schweigen der Politik muss einen 

erschrecken.“ 

 

Luxemburg fördert seine Landwirtschaft mit hunderten an Millionen an Euro; ein Großteil der 
Gelder stammt dabei von der EU. Dabei muss Luxemburg bestimmte Mindestauflagen der EU 
einhalten, denn neben der Unterstützung der Landwirte sollen diese Gelder auch gegen den 
Biodiversitätsverlust und Klimawandel eingesetzt werden. Alle Mitgliedsstaaten verfügen jedoch 
über recht große Spielräume, welche Bedingungen sie an die Auszahlung dieser Gelder an die 
Landwirte koppeln. 
 
Wir stehen in der Hälfte der derzeitigen Förderperiode 2023-2027. Eine Analyse von Nadja 
Kaspercyzk, Dipl.-Biologin und wissenschaftliche Mitarbeiterin an der Justus-Liebig-Universität 
Gießen, die im Auftrag des Mouvement Ecologique durchgeführt wurde, zeigt auf: Obwohl der 
Zustand der natürlichen Umwelt in Luxemburg besorgniserregend ist und sich weiter 
verschlechtert, wird aktuell mit Steuergeldern eine landwirtschaftliche Praxis gefördert, die zur 
Verschlechterung der Situation beiträgt. Hier müssen Reformen durchgeführt werden. Nun, in 
der Hälfte der Förderperiode („midterm“) wäre der richtige Zeitpunkt dafür.  
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Die Natur ist in der Krise, die Vielfalt an Pflanzen und Tieren geht seit über 40 Jahren 
dramatisch zurück: Weltweit, und in sehr ausgeprägtem Ausmaß auch in Luxemburg. Zahlreiche 
Lebensräume sind in einem alarmierend schlechten Zustand – vor allem die auf den 
landwirtschaftlich genutzten Flächen. Besonders betroffen: Wiesen, Weiden und 
Feuchtgebiete. Diese sind - neben landwirtschaftlicher Produktionsfläche - auch Rückzugsorte 
für Vögel, Insekten und viele andere Tierarten. 

Laut offiziellen wissenschaftlichen Berichten befinden sich hierzulande zwei Drittel der 
natürlichen Lebensräume und über 80 % der Tierarten (ohne Vögel) in einem schlechten oder 
unzureichenden Erhaltungszustand. 1 

Ein trauriges Beispiel: Der Wachtelkönig und das Braunkehlchen, typische und einst verbreitete 
Wiesenbrüter, sind hierzulande bereits ausgestorben. Das Problem: Die artenreichen Wiesen, 
die diese Vögel brauchen, verschwinden – sie werden durch die moderne intensive 
Landwirtschaftspraxis mit einem hohem Dünge- und Pestizideinsatz verdrängt. 

                                                            
1 Bericht Observatoire de l‘Environnement Naturel OEN 2022 

Detaillierte Fakten 

 

Zwei Drittel der natürlichen Lebensräume in Luxemburg sind in einem „unzureichenden“ bzw. 

„schlechten“ Erhaltungszustand. Nur bei einem Drittel kann man noch von einem „günstigen“ Zustand 

sprechen. Vor allem Habitate des Offenlandes sowie der Feuchtgebiete sind laut Bericht des 

Observatoire de l’Environnement Naturel (OEN) in einem schlechten Zustand und riskieren in Zukunft 

eine weitere Verschlechterung (Abb. 1). Die Situation bei den Tier-und Pflanzenarten ist ebenso 

dramatisch Über 80% der Tierarten (ohne Vögel) sind in einem „unzureichenden“ bzw. „schlechten“ 

Erhaltungszustand (Abb. 2). Bei den Pflanzen- und Tierarten sind es jene, die das Offenland und 

Feuchtgebiete besiedeln, deren Erhaltungszustand am problematischsten ist und die meistens 

negative Tendenzen aufweisen.  
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Bei den Brutvögeln Luxemburgs (n&ë 2024) sieht die Situation ähnlich aus: Rebhuhn (Perdrix 
perdrix) und Feldschwirl (Locustella naevia) stehen kurz vor dem Erlöschen und typische 
Wiesenbrüter, wie der Wachtelkönig und das Braunkehlchen (Abb.3), sind bereits ausgestorben. 

Letzteres mutet ironisch an, in einem Land das sich aus landwirtschaftlicher Sicht als 
„Grünlandstandort“ rühmt, nehmen gerade die Arten des Grünlandes ab. Entscheidend ist, wie 
intensiv diese Gründlandflächen genutzt werden. In Luxemburg leider in weiten Teilen sehr intensiv, 
was diesen Rückgang zur Folge hat. Die Heuwiesen und Kuhweiden ‒ die Gründlandtypen auf denen 
Biodiversität als wichtiges „Nebenprodukt“ anfällt ‒ sind nicht mehr so stark vertreten in unserer 
Landschaft, wie oft gemähte und stark gedüngte Silagewiesen oder Gras-Äcker, wo die meisten 
Tiere und Pflanzen nicht überdauern können. 

 

 

 

Abb. 3: Das Braunkehlchen war früher ein häufiger Brutvogel - heute gilt es hierzulande als 
ausgestorben. 
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1. Intensive Landwirtschaft ist das zentrale Problem. Dabei kann sie Teil der 
Lösung sein – wenn die Politik es zulassen würde 

Fakt ist, dass die Artenvielfalt in unseren Breiten über Jahrhunderte hinweg durch die 
landwirtschaftliche Nutzung entstanden ist. „Bongerten“, artenreiche Wiesen, Weiher zum 
Tränken des Viehs – all dies sind Hotspots der Artenvielfalt, die der Mensch erschaffen hat.  

Jedoch: viele der Probleme, die unsere Natur heute bedrohen, entstehen erwiesenermaßen 
direkt durch die Art und Weise, wie sich die Landwirtschaft gewandelt hat und heute betrieben 
wird.  

Genau dort muss also unbedingt angesetzt werden. Der Erhalt unserer natürlichen Umwelt – 
also der menschlichen Lebensgrundlagen – erfordert eine Neugestaltung der 
landwirtschaftlichen Praxis.   

Nur wenn die landwirtschaftliche Praxis umweltfreundlicher gestaltet wird, kann die 
verheerende Entwicklung gestoppt oder sogar in Teilen rückgängig gemacht werden. 

In Luxemburg ist der Einfluss der intensiven Landwirtschaft auf die Biodiversität besonders 
deutlich. Der hohe Einsatz von Pestiziden, das Fehlen von natürlichen Landschaftselementen, 
wie Hecken und Feldrainen, und die häufige, frühe Mahd machen Acker- und Grünlandflächen 
für viele Tiere und Pflanzen unbewohnbar. Dabei ist genau dieses „Offenland“ – also Felder, 
Wiesen und Weiden – für viele Arten überlebenswichtig. 

Ein weiteres Problem: Flächen, die nicht ertragreich sind, wie feuchtere Wiesen oder magere 
Hänge, werden oft ganz aufgegeben. Ohne Mahd oder Weidetiere wachsen sie dann mit 
Gebüschen zu und verlieren dadurch ihren ökologischen Wert. Das führt zu einem doppelten 
Verlust: der landwirtschaftlichen Nutzung und der Artenvielfalt. 

Zwar gibt es einige Programme, mit denen Landwirt:innen für naturschonende Maßnahmen 
entlohnt werden– doch die Art und Weise, wie diese Programme ausgestaltet sind, verhindert 
oft ihre Wirksamkeit. 

Erforderliche Neuorientierung: Vergabe öffentlicher Gelder nur im Respekt von 
Natur und Klima 

Der Großteil der heutigen Fördergelder für die Landwirtschaft kommt im Rahmen der 
Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) von der EU. Diese Fördergelder sollen sowohl den 
landwirtschaftlichen Betrieben ein angemessenes Einkommen sichern und ihre 
Wettbewerbsfähigkeit fördern, als auch dazu beitragen, die Umwelt- und das Klima zu 
schützen.  In der Theorie sollen diese öffentlichen Gelder konkrete öffentliche Leistungen 
honorieren. Die Realität ist, wie es das folgende Dokument aufzeigt, jedoch eine andere. 
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Der Aufbau der Finanzhilfen der aktuellen 
Förderperiode ist wie folgt (Abb 4.):  
 
Jeder Mitgliedsstaat ist , u.a. wegen der 
Umweltziele der GAP, gehalten bestimmte 
Mindestanforderungen/Normen im 
Umweltbereich vorzugeben, die von den 
Betrieben eingehalten werden müssen, damit sie 
vollumfängliche GAP-Unterstützung gewährt 
bekommen. Hier spricht man von der 
sogenannten „Erweiterten Konditionalität“ die 
auf 100 % der landwirtschaftlichen Flächen zum 
Tragen kommt. Darunter fallen 
Grundanforderungen hinsichtlich Klima und 
Umwelt, öffentliche Gesundheit und 
Pflanzengesundheit, Tierwohl sowie die 
sogenannten Standards für den guten 

landwirtschaftlichen und ökologischen Zustand 
(GLÖZ-Standards).  

Zusätzlich muss jedes Land zusätzliche Anreize 
zum freiwilligen Umwelt- und Naturschutz 
schaffen, in Form von besonderen 
Bewirtschaftungsmethoden, die auch vergütet 
werden. An erster Stelle sind dies die einjährigen 
freiwilligen Öko-Regelungen, die über die 
„erweiterte Konditionalität“ hinausgehen. Die 
Europäische Union (EU) belohnt hiermit die 
Landwirte für die Erhaltung der natürlichen 
Ressourcen und die Bereitstellung öffentlicher 
Güter‚ die der Bevölkerung Vorteile bringen und 
sich nicht in den Marktpreisen niederschlagen. Danach kommen dann die noch etwas 
anspruchsvollere mehrjährigen Agrarumweltklimamaßnahmen (AUKM) und letztlich die sehr 
konkret auf Naturschutz ausgerichteten mehrjährigen Biodiversitätsprogramme, die allerdings 
nur aus nationalen Mitteln finanziert werden. 

In Luxemburg stellt der Nationale Strategieplan (PSN) den Fahrplan dar, mit dem die Ziele der 
GAP umgesetzt werden sollen. Die Finanzierung und Beihilferegelungen werden dann im 
Agrargesetz verankert. 

Vom luxemburgischen Staat werden etwa 700 Millionen innerhalb der aktuellen Förderperiode 
von 5 Jahren (2023-2027) an Landwirt:innen ausbezahlt. 

Abbildung 4: Struktur der landwirtschaftlichen Fördergelder im Rahmen der 
EU Agrarpolitik der Förderperiode 2023-2027.1 Säule = reine EU-Mittel, 2. 
Säule = EU-Mittel und nationales Budget. Bild verändert nach 
https://agriculture.public.lu/de/beihilfen/gruene-archit 
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Doch diese erheblichen Gelder haben bereits in der vergangenen Förderperiode von 2014-2020 
und in der Übergangszeit bis 2022 zu keiner Verbesserung des Zustandes der Gewässer, Boden 
und Artenvielfalt geführt. Ganz im Gegenteil: Es zeigte sich vielmehr sogar ein Trend zur 
Verschlechterung bei der Biodiversität und der Wasserqualität (FIBL & IFAB 2021). Die 
Situation auf der Ebene der landwirtschaftlichen Betriebe ist ähnlich: auch das Höfesterben 
hat in diesem Zeitrahmen zugenommen. 

Sprich: Der Staat bezuschusst aktuell mit hunderten an Millionen die Zerstörung unserer 
natürlichen Lebensgrundlagen. Eine geradezu absurde Situation, die so nicht weitergehen 
kann. 

2020 kam sogar die EU-Kommission zu dem Schluss, dass über das Luxemburger Agrargesetz 
2014-2020 die Ergebnisse zum Schutz der Biodiversität, zur Verbesserung der Wasserqualität 
und des Bodens unzureichend waren. Luxemburg wurde aufgefordert, beim neuen GAP-
Strategieplan den Schutz der Umweltgüter und der Biodiversität zu stärken.  

 

2. Neue Analyse zeigt auf: Aktuelle Orientierung des Agrargesetzes befeuert 
die Biodiversitätskrise – Reformen drängen sich auch im Rahmen des 
„midterm“ auf   

Im Vorfeld der aktuellen Förderperiode der GAP 2023-2027 hatte das Observatoire de 
l’Environnement Naturel im Jahr 2021 konkrete, von Wissenschaftler:innen ausgearbeitete, 
Maßnahmen und den Flächenbedarf vorgestellt, welche der PSN beinhalten müsste, um den 
Schwund der Artenvielfalt auf den landwirtschaftlichen Flächen zu stoppen2. Der Maßnahmen-
Katalog sah eine Reihe von Mindestanforderungen vor um in den Genuss von Fördergeldern zu 
kommen und gleichzeitig den gesunden landwirtschaftlichen und ökologischen Zustand der 
Flächen zu gewährleisten (gemäß GLÖZ-Standards). Zu diesem Zeitpunkt wäre nämlich die 
Möglichkeit gewesen die Weichen neu zusetzen.  

Die Message damals war klar: 30 % des Grünlandes und 30 % der Äcker müssen mit ökologisch 
wirksamen Maßnahmen belegt werden. Dabei soll ein Flächenanteil von 5 % über die 
Mindestanforderungen (Erweiterte Konditionalität), 15 % über die Öko-Regelungen und weitere 
10 % über die AUKM und Biodiversitätsprogramme erreicht werden. 

Doch der letztendlich beschlossene PSN hat diese vorgeschlagenen Anforderungen nicht 
übernommen.  

                                                            
2 Kasperczyk, N., Oppermann, R. & D. Chalwatzi (2021): Mehr Biodiversität und Umweltschutz mit 
der Landwirtschaft- Bedarfsanalyse und Maßnahmenvorschläge für den 
GAP-Strategieplan Luxemburgs. Online: https://www.meco.lu/wp-
content/uploads/2021/06/FiBL_IFAB_Endbericht_Luxemburg_final.pdf 
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Anlässlich der nahenden Halbzeit der aktuellen Förderperiode – dem sogenannten midterm – 
wurde Nadja Kasperczyk, Dipl.-Biologin und wissenschaftliche Mitarbeiterin an der Justus-
Liebig-Universität Gießen, vom Mouvement Ecologique mit einer Analyse des heutigen 
Agrargesetzes beauftragt. 

Die Diskussionen im midterm sollen nach Ansicht des Mouvement Ecologique genutzt 
werden, um dringend notwendige Kurskorrekturen am Agrargesetz durchzuführen und über 
konkrete Neuerungen für das kommende Agrargesetz ab 2028 zu diskutieren. Grundsätzliche 
Reformen nach welchen Kriterien die Gelder verteilt werden sind geboten. 

Wie die ernüchternde Analyse im Auftrag des Mouvement Ecologique bestätigt: Bei den 
heutigen Förderprogrammen ist die Natur der eindeutige Verlierer. Entgegen anderer 
Verlautbarungen profitiert sie nicht von den 700 Millionen an ausgezahlten öffentlichen 
Geldern. Leider ist sogar das Gegenteil: Mit großen Teilen dieser 700 Millionen finanziert der 
Luxemburger Staat sogar die weitere Zerstörung unsere Lebensgrundlagen.   

• Die „erweiterte Konditionalität“ sieht keine wirksame Mindestanforderung zum Erhalt 
der Biodiversität vor  
 
2024 wurde auf EU-Ebene entschieden, die Umweltstandards zum Erhalt der 
Fördergelder – weiter abzuschwächen. Die offizielle Argumentation für diese 
Abschwächung ist, die von zahlreichen Akteuren kritisch hinterfragt wird, ist jene, dass 
dies zur Sicherung der Ernährungssicherheit oder auch noch zum Bürokratieabbau 
notwendig ist. 
 
Luxemburg hat bedauerlicherweise diese Abschwächung unterstützt und übernommen. 
 
So wurde vor allem die Auflage aufgehoben, dass vier Prozent der Ackerfläche als 
Rückzugsort für die Natur bereitgestellt werden müssen (die sogenannte Brachen-
Regelung, GLÖZ 8). Mit dem Wegfall dieser Auflage müssen nun von den Landwirt:innen 
keine Mindestfläche mehr, die aus Sicht der Biodiversität besonders erhaltens- und 
schützenswert ist, verpflichtend bereitgestellt werden. 
 

• Die Öko-Regelungen und AUKMs sind unterentwickelt und wenig wirkungsvoll 
 
- Es werden zu viele wirkungsschwache Maßnahmen für Natur und Umwelt 
(„hellgrüne“ Maßnahmen) gefördert 

 

Leider werden bei den heutigen Öko-Regelungen und AUKMs nur sehr begrenzt gezielte 
Maßnahmen gefördert, die nachweislich einen Beitrag zum Erhalt der Natur leisten. Da 
ein zu hoher Anteil der Gelder vielmehr den Einkommensausfall der Landwirte und 
weniger den Erhalt der Biodiversität und der Umwelt zum Ziel hat, kann man sie 
durchaus als „hellgrüne“ Maßnahmen bezeichnen. Demnach Praktiken, die zwar gut 
klingen, aber im Gelände kaum echte Wirkung entfalten. 
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Dies da vor allem großflächig Praktiken gefördert werden, die bereits gut etabliert sind 
und keinen Mehrwert für Umwelt- und Naturschutz liefern.  
 
Beispiel: der Anbau von Zwischenfrüchten oder das Einarbeiten von Mist mag positive 
Nebeneffekte haben, trägt allein aber nicht zur Rettung von Wiesenvögeln oder 
Bestäubern bei. Dennoch werden genau diese Maßnahmen überproportional gefördert, 
weil sie einfach umzusetzen sind resp. eh schon umgesetzt werden, da es sich um 
gängige landwirtschaftliche Methoden handelt, die nicht in die betrieblichen Abläufe 
eingreifen. 

Problematisch ist, dass sich die Landwirte gerne an diesen Programmen beteiligen, da 
sie einerseits leicht umsetzbar sind und andererseits keinen Eingriff in die generelle 
landwirtschaftliche Praxis darstellen. Es wird nach außen hin der Anschein vermittelt, als 
wäre die nationale Landwirtschaft auf einem guten Weg. 
 
- Ökologisch wirksame Öko-Regelungen sind stark unterrepräsentiert und werden 
kaum genutzt  

 

Sogenannte „produktionsintegrierte“ Maßnahmen auf Ackerflächen, Maßnahmen also, 
die direkt in die Bewirtschaftung einer Fläche integriert werden und einen wirklichen 
Beitrag zum Erhalt und Förderung von Natur und Umwelt darstellen, gibt es in den Öko-
Regelungen nur sehr begrenzt. Dabei wären sie essentiell.  
 
Diese wirklich wirksamen Maßnahmen, wie mehrjährige Blühstreifen (Abb. 5), 
Uferrandstreifen oder Ackersäume (sogenannte „dunkel-grüne Regelungen) werden 
dann auch noch von den Landwirten aus den verschiedensten Gründen sehr wenig 
angenommen und genutzt.  
 
Hier muss das Landwirtschaftsministerium verstärkt nacharbeiten, damit diese Öko-
Regelungen verbessert, verstärkt umgesetzt werden und etwaige finanzielle oder 
bürokratische Hürden entlarven. 
 

Abbildung 5: Mehrjährige Blühstreifen sind wichtige Rückzugsorte für die Fauna auf Äckern - auch sie 
sollten vermehrt durch EU-Gelder gefördert werden. (c) SICONARieger-Hofmann 
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• Förderkonkurrenz und Benachteiligungen der biologischen Landwirtschaft  
 

Mit rund 8 % biologisch bewirtschafteter Fläche hinkt Luxemburg weit hinter den 
gesetzten Zielen des Nationalen Aktionsplan PAN Bio hinterher – dieser hatte nämlich 
bis 2025 eine Biofläche von 20 % vorgesehen. 
 
Die Hemmschwelle auf bio umzustellen ist neben anderen Ursachen wohl auch darauf 
zurückzuführen, dass bei Teilnahme an der Öko-Regelung „Verzicht auf 
Pflanzenschutzmittel“ konventionell wirtschaftende Landwirte Prämien erhalten, die 
fast gleich oder teilweise höher sind, als die Umstellungsprämie auf Bio-Landbau. 

Das Resultat: Biolandwirte werden in einem gewissen Sinne finanziell benachteiligt, 
denn sie erhalten im Rahmen der „Bio-Prämie“ weniger Geld dafür dass sie durch den 
systemischen Ansatz des Biolandbaus noch viel mehr andere Umweltleistungen 
erbringen. Diese „kumuliert höheren Prämien“ für die konventionelle Landwirtschaft 
machen die so wichtige Umstellung von Betrieben auf Bio unattraktiver. Damit entsteht, 
neben eh höheren wirtschaftlichen Herausforderungen, zusätzlich eine förderpolitische 
Konkurrenz für den Bio-Landbau. 
 

• Erhebliche Schwachstelle des PSN: Keine Förderung des Schutzes der Biodiversität 
durch EU-Gelder  
Ziel der Millionen EU-Gelder müsste es eigentlich sein, landwirtschaftliche Betriebe zu 
unterstützen, die neben Lebensmitteln auch Artenvielfalt kultivieren, Landschaften 
erhalten und Wasser und Boden als wichtige Ressourcen erhalten 
 
Doch es fand eine äußerst besorgniserregende Entwicklung statt:  
Die eigentliche Förderung der Biodiversität wurde aus den EU-Geldern 
„herausgenommen“ und auf sogenannte „ Biodiversitätsprogramme“ verschoben. Diese 
werden aber ihrerseits nicht mit EU-Geldern finanziert werden. Die Ausgestaltung der 
„gesonderten“ Biodiversitätsprogramme an sich ist vorrangig zwar gut (die Maßnahmen 
sind zum größten Teil adäquat um die Vielfalt von Arten und Habitaten zu erhalten).  
 
Es wurden auch 2024 hiermit 7.410 ha gefördert. 
 
Aber: wenn das erhebliche Artensterben begrenzt werden soll, reichen diese (wenn 
auch wichtigen) Flächen, die naturschutzfachlicher bewirtschaftet werden, bei weitem 
nicht aus. Der Observatoire de l’environnement ging in seinem Bericht zum PSN davon 
aus, dass 22.000 ha erforderlich wären!   
 
Deshalb, so positiv es ist, dass es in Luxemburg Biodiversitätsprogramme gibt, an denen 
auch zahlreiche Landwirte freiwillig teilnehmen,  bleibt dennoch das Problem: EU-Mittel 
die einen starken Hebel für den Artenschutz in der „Normal- Agrarlandschaft“ bieten 



10 
 

könnten und eigentlich auch dazu vorgesehen sind, verfehlen das wesentliche Ziel– es 
findet kein Biodiversitätsschutz in der breiten Landschaft statt. 

 

Fazit: Das heutige Agrargesetz fördert mit hunderten Millionen die weitere 
Zerstörung von Natur und Umwelt – Reformen zur Förderung einer 
umweltschonenden, biodiversitätsfördernden, zukunftsfähigen und krisenfesten 
Landwirtschaft drängen sich auf 

Das heutige Agrargesetz ist nicht konsequent auf die Bekämpfung der heutigen Krisen mit den 
vielfältigen Umweltproblemen wie Artenschwund, Klimawandel und Wasserverschmutzung, 
ausgerichtet. Z.T. trägt sie sogar dazu bei, diese noch zu verschärfen. Die Agrarpolitik muss eine 
Einkommenssicherung im Blick haben – aber dies macht auf lange Sicht nur Sinn, wenn 
gleichwohl die Ressourcen erhalten bleiben.  

Die vorliegende Analyse von Nadja Kasperczyk bestätigt die Einschätzung des Mouvement 
Ecologique: das aktuelle Agrargesetz widerspricht dem Auftrag der EU-Kommission, dass die 
Gelder der GAP einen Beitrag zum Klima- und Naturschutz leisten müssen. Auf der gesamten 
landwirtschaftlichen Fläche, sind die Fördermittel absolut unzureichend und die wenig 
wirkungsvollen, werden von den Landwirten nur begrenzt angenommen. Biodiversitätsschutz 
soll auf einige (zu wenige) Flächen begrenzt werden. Ein Umbau der Landwirtschaft in Richtung 
Nachaltigkeit findet somit nicht statt. Das Landwirtschaftsministerium hat sich schlichtweg aus 
der Verantwortung gezogen einen wesentlichen Beitrag zum Stopp des landwirtschaftlich 
bedingten Verlustes der biologischen Vielfalt sowie zum Erhalt der Biodiversität im Offenland zu 
leisten. 

Kurz gesagt: Die Landwirt:innen könnten eigentlich, auch in ihrem ureigenen Interesse, viel zur 
Lösung der Krisen tun – wenn die politischen Rahmenbedingungen stimmen würden. Nur 
stimmen diese nicht! 

Solange ökologische Leistungen nicht fair bezahlt und anspruchsvolle Maßnahmen benachteiligt 
werden, ist es kein Wunder, dass die Artenvielfalt weiter leidet. 

Die aktuellen verbindlichen Vorgaben und Förderprogramme reichen deshalb bei weitem nicht 
aus, um die Ziele des nationalen Naturschutzplans zu erreichen. 

Weitere Abschwächungen der Umweltstandards sind absolut unzulässig, da sie die 
Umweltprobleme nicht aus der Welt schaffen, sondern nur verschärfen. Notwendig sind höhere 
Ambitionen bei Umweltmaßnahmen. Nur durch den Ressourcenschutz kann auch die 
Ernährungssicherheit langfristig gewährt werden. 

Anlässlich des bevorstehenden Midterm des Nationalen Strategieplans der Landwirtschaft 
und der bevorstehenden neuen Förderperiode der GAP, fordert der Mouvement Ecologique: 
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• Mindestanforderungen (Erweiterte Konditionalität) ambitionierter und 
biodiversitätsfördernd gestalten: GLÖZ Standard zu 4 % nicht produktive Flächen 
(Brachen) wiedereinführen (GLÖZ 8), sowie einen verpflichtenden Fruchtwechsel 
(Erhöhung auf über 40 %) vorschreiben. Die GLÖZ dürfen nicht weiter abgeschwächt 
werden. 
 

• Öko-Regelungen reformieren: Diese sollten nur biodiversitätswirksame Regelungen 

beinhalten, die einen Mehrwert für die Umwelt und die Biodiversität darstellen und 

nicht gängiger landwirtschaftlicher Praxis entsprechen. Demnach sollten Maßnahmen, 

wie Zwischenfruchtanbau und Einarbeitung von Mist nicht mehr gefördert werden, 

sondern vermehrt produktionsintegrierte Öko-Regelungen, wie extensive Äcker. 

Gleichzeitig soll untersucht werden, warum verschiedene Öko-Regelungen von den 

Landwirt:innen nur sehr begrenzt genutzt werden. Diese sollten aufgrund der Analyse 

verbessert und die Beratung gezielte auf jene Maßnahmen gerichtet werden. 

• Agrarumweltklimamaßnahmen erweitern: Die heutigen AUKM Maßnahmen sollten 
ausgeweitet und ihr Mehrwert für die Biodiversität verstärkt werden, insb. Mehrjährige 
Streifenprogramme sowohl auf Grünlandflächen wie auf Äckern. 
 

• Biolandbau aktiv unterstützen, Förderkonkurrenz abbauen: Die Umstellungs- und 
Beibehaltungsprämie für die Biologische Landwirtschaft sollte erhöht und eine 
Förderkonkurrenz zu einzelnen Öko-Regelungen oder AUKMs für konventionell 
bewirtschaftende Betriebe vermieden werden. 
 

• Leistungsorientierte Unterstützung der landwirtschaftlichen Betriebe: Betriebe die 
durch ihre Tätigkeit öffentliche Güter wie Biodiversität, sauberes Wasser und gesunden 
Boden zur Verfügung bereitstellen indem sie an wirksamen Öko-Regelungen und 
Agrarumweltklimamaßnahmen teilnehmen, müssen stärker dafür entlohnt werden. Das 
heisst: Leistungen im Sinne der Allgemeinheit sollen stärker honoriert werden.  
 

• Produktion von Lebensmitteln mit Naturschutzaspekten gezielt fördern und mit 
korrekten Preisen honorieren 

 


